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EINSCHREIBEN







Gemeinde, Datum

ENTWURF





Aufforderung zur lufthygienischen Sanierung: 
Verfügung


Sehr geehrte Damen und Herren 

Sachverhalt 


1. Sie betreiben (als Hausbesitzer) in Adresse eine Öl / Gas Feuerungsanlage. Als Brennstoff wird (Heizöl extraleicht) oder (Erdgas, Flüssiggas) im Sinne von LRV Anhang 5 Ziff. 1 (Heizöl) oder 4 (Erdgas, Flüssiggas) verwendet. 

Die Anlage fällt unter Anhang 3 Ziffer 4 (Öl) oder 6 (Gas) und Ziffer 6 der Luftreinhalte-Verordnung des Bundes (LRV).

2. Die Firma Messfirma oder gewählter Feuerungskontrolleur, Ort, wurde beauftragt, Emissionskontrollen an dieser Anlage durchzuführen. Die Kontrollen wurden am ............... vorgenommen, als Grundlage dienten die Empfehlungen des Bundesamtes für Umwelt (BAFU Messempfehlung Feuerungen).
Die Gemeindeverwaltung hat die Feuerungsrapporte (Kontrollberichte) erhalten und begutachtet.

Die Resultate der Kontrolle zeigen, dass die Anlage die gesetzlichen Emissionsgrenzwerte im Bereich .............. überschreiten: 

	Anlässlich der Emissionskontrolle wurde festgestellt:

	Der Kohlenmonoxidgrenzwert (CO) wurde bei der Anlage überschritten:
· Der Stickoxidgrenzwert (NOx) angegeben als Stickstoffdioxid wurde überschritten
· Der Abgasverlust wurde überschritten.

						Gemessen:			LRV-Grenzwert:
Kessel 1, HEL:		       mg/m3		120 mg/ m3 + Toleranz
Kessel 1, Gas:		       mg/m3		  80 mg/ m3 + Toleranz
Kessel 1, HEL:		       %			    ? %


	Die übrigen Grenzwerte wurden zum Zeitpunkt der Emissionskontrolle gemäss LRV eingehalten. Alle gemessenen Daten und die entsprechenden LRV-Grenzwerte sind im Kontrollrapport aufgeführt.


3. Für den Vollzug der gesetzlichen Bestimmungen im Bereich des Umweltschutzes sind für die Gemeindeverwaltung Informationen wie z.B. Messungen oder Kontrollen über Ihre Anlage notwendig. Diese sind der Behörde auf Verlangen zur Verfügung zu stellen.

4. Chronologie der Ereignisse aus der Sicht der Gemeindeverwaltung:

01.03.1986	Inkraftsetzung LRV, Mess- und Kontrollpflicht für Feuerungsanlagen.
Datum	Aufforderung zur Durchführung der Emissionskontrolle an der Anlage: (Adresse). 
Datum	Erste Kontrolle der ............Öl / Gas Feuerungsanlage. Befund: Die Anlage überschreitet die Grenzwerte der LRV im Bereich ......... 
Datum	Aufforderung zur Einregulierung am (Datum). 
Datum	Durchführung der letzten Kontrolle der Öl / Gas Feuerungsanlage. Befund: Die Anlage überschreitet die Grenzwerte der LRV im Bereich .........
Datum	Telefonat:
Datum	Telefonat:
Datum	Zustellung Verfügungsentwurf zur Sanierung der Anlage im Sinne des rechtlichen Gehörs. 


Erwägungen

1. Gemäss § 1 des kantonalen Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über den Umweltschutz (EGUSG) vom 6. März 1989 vollzieht der Kanton das Umweltrecht des Bundes, soweit nicht die Gemeinden mit dem Vollzug beauftragt sind. Die Gemeinden sorgen für die Kontrolle der Feuerungsanlagen kleiner 350 Kilowatt (§ 10 Abs. 1 EGUSG i.V.m. § 9 Abs. 1a Umweltschutzverordnung [USV]). Bei Mängeln von Feuerungsanlagen oder anderen Problemen ordnen die Gemeinden die notwendigen Massnahmen an (§ 10 Abs. 2 EGUSG). 

2. Emissionen sind möglichst nahe am Ort ihrer Entstehung möglichst vollständig zu erfassen und so abzuleiten, dass keine übermässigen Immissionen entstehen. Sie müssen in der Regel durch Kamine oder Abluftkanäle über Dach ausgestossen werden (Art. 6 Abs. 1 und 2 der Luftreinhalte-Verordnung [LRV]). An Feuerungsanlagen sind nach Art. 13 LRV in der Regel alle zwei Jahre, an den übrigen Anlagen alle drei Jahre, Messungen oder Kontrollen vorzunehmen. Die Bestimmungen über die vorsorgliche Emissionsbegrenzung bei neuen stationären Anlagen gelten auch für bestehende stationäre Anlagen (Art. 7 Abs. 1 LRV). Anlagen, die den Vorschriften des Bundesgesetzes über den Schutz der Umwelt (USG)   oder den Umweltvorschriften anderer Bundesgesetzes nicht genügen, müssen saniert werden (Art. 16 Abs. 1 USG). Die Behörde sorgt dafür, dass bestehende stationäre Anlagen, die den Anforderungen der LRV nicht genügen, saniert werden. Sie erlässt die erforderlichen Verfügungen und legt darin die Sanierungsfrist fest. Notfalls verfügt sie für die Dauer der Sanierung Betriebseinschränkungen oder die Stilllegung der Anlage (Art. 8 Abs. 1 und 2 LRV).

3. Im vorliegenden Fall betreiben Sie als Hausbesitzer eine Öl / Gas Feuerungsanlage. Diese ist eine Anlage im Sinne von Art. 7 Abs. 7 USG. Die von ihr ausgehenden Emissionen sind nach den einschlägigen Bestimmungen des USG und der LRV zu beurteilen.

Die ..............-Emissionen der Öl / Gas Feuerungsanlage überschreiten gemäss Sachverhalt die zulässigen Grenzwerte. Die Anlage ist deshalb sanierungspflichtig im Sinne von Art. 8 LRV. Die Sanierung hat im Sinne von Art. 10 Ziff. 4 LRV bis zum ........... zu erfolgen. Ziel der Sanierung ist die Wiederherstellung des gesetzlich zulässigen Zustandes. 

Die Sanierung gilt als abgeschlossen, wenn eine Abnahmekontrolle des Feuerungskontrolleurs zeigt, dass die Grenzwerte eingehalten sind. Innert 3 Monaten nach Abschluss der Sanierungsarbeiten, spätestens aber innerhalb eines Jahres, ist die Anlage deshalb zu kontrollieren. Zu messen sind die Parameter: Sauerstoff (O2), Feststoffe (Russ), Abgasverlust (qa), Kohlenmonoxid (CO) und Stickoxid als NO2. 

4. Die Kosten für die Kontrolle gehen dabei gemäss dem Verursacherprinzip zu Ihren Lasten. 

5. Falls diese Termine nicht eingehalten werden, behält sich die Gemeindeverwaltung vor, für die Dauer der Sanierung im Sinne von Art 8 LRV und § 10 Abs. 2 EGUSG Betriebseinschränkungen oder die Stilllegung der Anlage zu veranlassen. Die Kosten für diese Massnahmen und für die zeitlichen Aufwendungen der Behörde werden Ihnen als Verursacher in Rechnung gestellt.

6. Die unterzeichnete Gemeindebehörde behält sich eine Verzeigung nach Art. 61 Abs. 1a, b und o USG vor, wonach mit Busse bestraft wird, wer vorsätzlich oder fahrlässig
- aufgrund des USG erlassene Emissionsbegrenzungen verletzt,
- Sanierungsverfügungen nicht befolgt,
- von der zuständigen Behörde verlangte Auskünfte verweigert oder unrichtige
  Angaben macht.
Widerhandlungen gegen gestützt auf das EGUSG ergangenen Verfügungen werden mit Busse bestraft (§ 47 Abs. 1b EGUSG). 

[bookmark: _GoBack]7. Die amtlichen Kosten des Verfahrens betragen eingeschlossen Ausfertigungskosten Fr. ….? (§ 198 Abs. 1a des Verwaltungsrechtspflegegesetzes i.V.m. § 4 Ziff. 1 Verordnung über den Gebührenbezug der Gemeinden). 


Rechtsspruch

1. Die Öl / Gas Feuerungsanlage(n) der Liegenschaft

	Strasse
	Zusatz
	Plz Ort
im Eigentum von:
	Name
	Zusatz
	Strasse
	Plz Ort


ist / sind sanierungspflichtig im Sinne des Sachverhaltes und der Erwägungen.

2. Öl / Gas Feuerungsanlage(n) ist / sind bis .................. im Sinne von Art. 8, und 10 LRV zu sanieren. Die Sanierung gilt als abgeschlossen, wenn die Abnahmekontrolle des Feuerungskontrolleurs zeigt, dass die Grenzwerte eingehalten sind. Innert 3 Monaten nach Abschluss der Sanierungsarbeiten, spätestens aber innerhalb eines Jahres, ist die Anlage deshalb vom Feuerungskontrolleur zu kontrollieren. 

3. Falls diese Termine nicht eingehalten werden, behält sich die Gemeindeverwaltung vor, für die Dauer der Sanierung im Sinne von Art. 8 LRV und §10 Abs. 2 EGUSG Betriebseinschränkungen oder die Stilllegung der Anlage zu veranlassen. 

4. Bei Nichtbeachten der Anordnung gemäss Ziff. 1 erfolgt eine Strafanzeige. 

5. Herr / Frau ................................, Ort, hat als Betreiberin / Besitzerin der Anlage die amtlichen Kosten inkl. Ausfertigungskosten im Betrage von Fr.............. innert 30 Tagen an die Gemeindekasse zu bezahlen.


6. Gegen diese Verfügung kann innert 30 Tagen seit Zustellung beim Verwaltungsgericht des Kantons Luzern Verwaltungsgerichtsbeschwerde eingereicht werden. Die Beschwerde muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Sie ist im Doppel zusammen mit dem angefochtenen Entscheid einzureichen.

Einer allfälligen Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird die aufschiebende Wirkung hiermit entzogen.



Mit freundlichen Grüssen




Unterschrift


Rechnung an: 	- ................


Kopie an: 		- Administrationsstelle der Gemeinde (Name, Adresse, Ort)
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